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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Beamtenrechtsfragen 

Bezug: Kleine Anfrage 3 der Fraktion der FDP - Drucksache 32 - 


Die Kleine Anfrage beantworten wir wie folgt: 

1 . Der Entwurf des Gesetzes über die Perso- 
nalvertretungen in den öflfentlichen Verwal- 
tungen und Betrieben (Personalvertretungs- 
gesetz) wird dem Bundestag in Kürze zu- 
geleitet werden. 

2. Der Entwurf eines Rahmengesetzes auf dem 
Gebiet des Beamtenrechts wird z. Z. vor- 
vorbereitet. Er beschränkt sich auf die im 
Bundesbeam.tengesetz geregelten Materien 
(allgemeines Beamtenrecht und Beamtenver- 
sorgungsrecht), deren rahmenrechtliche Re- 
gelung nach einhelliger Auffassung als die 
dringlichste Aufgabe anzusehen ist. Weitere 
Gebiete des Beamtenrechts sollen Gegen- 
stand späterer Rahmengesetzgebung werden. 
In dem zu Nr. 1 erwähnten Entwurf eines 
Personalvertretungsgesetzes sind bereits rah- 
menrechtliche Regelungen enthalten. 

Der Entwurf wird in enger Zusammenarbeit 
mit den Ländern aus gearbeitet; hierfür ist 
eine Kommission aus Vertretern der betei- 
ligten Bundes- und Landesministerien ge- 
bildet. Damit ist die Möglichkeit geschaffen, 
den besonderen Bedürfnissen der Lander 
und Gemeinden von vornherein Rechnung 
zu tragen. 


Ein genauer Zeitpunkt für die Vorlage des 
Regierungsentwurfs läßt sich noch nicht 
nennen, da nicht vorauszusehen ist, wie 
lange Zeit die Arbeiten der Kommission 
in Anspruch nehmen werden. Es ist jedoch 
der Wille der Bundesregierung, den Ent- 
wurf beschleunigt fertigzustellen, zumal z. Z. 
mehrere Länder im Begriff sind, in ihren 
Bereichen neue Beamten ge setze zu erlassen 
und es im Interesse der Rechtsvereinheit- 
lichung dringend erwünscht wäre, wenn 
das Bundesrahmengesetz bereits als Grund- 
lage für die neue Landesbeamtengesetzgebung 
dienen könnte. 

3. Wesentliche Punkte des Programms für eine 
Besoldungsreform sind schon durch die 
bisherigen Besoldungsnovellen, insbesondere 
durch das Dritte Gesetz zur Änderung 
und Ergänzung des Besoldungsrechts vom 
27. März 1953 (BGBl. I S. 81) geregelt 
worden. Die Vorarbeiten für die Ausfüh- 
rung der noch verbleibenden Programm- 
punkte und für eine zusammenfassende 
Neuregelung des Besoldungs rechts sind in- 
zwischen so weit gediehen, daß die damit 
zusammenhängenden Grundsatzfragen in 
nächster Zeit im Rahmen der Erörterungen 
über das Gesetzgebungsprogramm der Bun- 
desregierung im Kabinett behandelt werden 
können. 

Dr. Schröder 

Bundesminister des Innern 


Schäffer 

Bundesminister der Finanzen 


Druck; Budidruckerei R. Madel, Bonn, Bonner Talweg 100 
Alleinvertrieb: Dr, Hans Heger, Bad Godesberg, Rheinallee 20; 





